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An unſere Leſer. 


Die vorige Nummer unſeres Blattes iſt vor 
der Ausgabe mit Beſchlag belegt worden. Da 
für die Beſchlagnahme kein Grund angegeben wurde, ſo 
waren wir nicht im Stande, mit Hinweglaſſung des an⸗ 
eblich ſtrafbaren Artikels eine neue Ausgabe zu veran⸗ 
ſtalten, und hoffen wir deßhalb auf die gütige Nachſicht 
unſerer Leſer. Was den Inhalt der politiſchen Wochen⸗ 
ſchau anbelangt, ſo werden wir denſelben im weſentlichen 
in unfere neue Wochenſchau aufnehmen. Der Leitartikel 
unſeres Blattes beſchäftigte ſich mit der Verordnung 
über die Errichtung von Darlehnskaſſen und 
die Ausgabe von Darlehnskaſſenſcheinen. Wir 
ſind darin unſerer Pflicht nachgekommen, den Bedenken, 
welche wir gegen dieſe Maßregel hegen, Worte zu leihen; 
möglich, daß dieſe Bedenken in eine Form gelleidet 
waren, welche als die geſetzlichen Schranken überſchreitend 
betracht worden iſt; wir find uns des eifrigen Beſtrebens 
bewußt, innerhalb der vom Geſetze gezogenen Schranken 
zu bleiben. Bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes werden 
wir denſelben heut an einer anderen Stelle unſeres 
Blattes beſprechen. „ e 

Ein 1 8 Artikel unſeres Blattes beſchäftigte ſich 
mit der Anſprache der Provinzial ⸗Korreſpon⸗ 
denz an die preußiſchen Wähler. Wir laſſen hier 
mit Rückſicht auf die bevorſtehenden Wahlen einige 
Stellen aus jenem Artikel folgen. Der Artikel beginnt: 

Die „Provinzial⸗Correſpondenz“ vom 16. Mai enthält 
eine Anſprache „an die preußiſchen Wähler“. Bei dem her⸗ 
vorragend offiziöſen Charakter des genannten Blattes müſſen 
wir annehmen, daß dieſe Anſprache im Auftrage der Re⸗ 
gierung ſelbſt geſchrieben iſt, und wir dürfen ihr deßhalb die 
Antwort nicht ſchuldig bleiben. ö 

Die acht Miniſter (denn aus ihnen beſteht die Regierung) 
verlangen, daß wir ſolche Männer zu Abgeordneten wählen 
ſollen, die im Angeſichte des drohenden Krieges den Streit 
mit ihnen über die Auslegung der Verfaſſung aufgeben ſollen. 
Das, ſagen fie, wäre jetzt die Pflicht eines jeden vaterlands⸗ 
liebenden Mannes. — Gewiß, jeder vaterlandsliebende 
Mann muß nach allen Kräften dazu beitragen, daß der innere 
Streit endlich aufhört, daß der innere Friede endlich wieder⸗ 
hergeſtellt werde. Aber wir fordern dieſe Vaterlandsliebe vor 


allen Dingen auch von den Miniſtern. Sie haben alle 
Macht in Händen, welche die höchſten Staatsämter einer ſo 
kleinen Anzahl von Perſonen nur irgend verleihen können. 
Sie vor Allem können den inneren Frieden wiederherſtellen, 
wenn ſie nur den rechten Weg dazu einſchlagen. Aber bis 
jetzt haben wir leider noch nicht geſehen, daß ſie dieſen Weg 
zu finden vermögen. 

Sie ſagen nämlich, daß ſie „an den ſeitherigen Regierungs⸗ 
grundſätzen aus gewiſſenhafter Ueberzeugun, feſthalten. Ge⸗ 
wiß tadeln wir ſie deshalb nicht, denn an len gewifjen- 
haften Ueberzeugung feſtzuhalten, iſt die erfte 
Pflicht eines jeden rechtſchaffenen Mannes. Eben. 
darum haben auch die Männer des Volkes dieſe Pflicht zu 
üben. Nun aber hat die weit überwiegende Mehrzahl aller 
denkenden und arbeitenden Männer im Volke eine andere ge- 
wiſſenhafte Ueberzeugung, als die Minifter. 

Der Artikel ſchließt: 

Die Miniſter können doch unmöglich glauben, daß 
die gewiſſenhafte Ueberzeugung von acht Männern einen 
größeren Werth habe, als die von Millionen. Und wenn 
ſie es glaubten, ſo können ſie doch noch viel weniger ſagen: 
„Die Unabhängigkeit und die Ehre des Landes kann nur 
durch Einigkeit des Volkes und der Regierung behauptet 
werden, aber wir wollen dieſe Einigkeit nur dann herbeifüh⸗ 
ren, wenn das Volk uns nachgiebt.“ Ebenſo iſt es ganz 
undenkbar, daß ſie ſagen ſollten: „Wir verzichten auf die 
Erhaltung der Unabhängigkeit und der Ehre des Landes, 
wenn wir zugeben ſollen, daß das Land von Männern regiert 
wird, die andere Regierungsgrundſätze befolgen als die, die 
wir ſelbſt aus „gewiſſenhafter Ueberzeugung“ befolgen müſſen, 
fo lange wir im Amte find.” 

Gerade die Anſprache der „Provinzial⸗Correſpondenz“ 
muß uns noch mehr in dem Vorſatze befeſtigen, mit aller 
Kraft die Wahl ſolcher Abgeordneten durchzuſetzen, 
die unſerer gewiſſenhaſten Ueberzeugung entſprechen. Hal⸗ 
ten wir feſt an dem Satze, daß die Unabhängigkeit, 
die Ehre und die Wohlfahrt des geſammten deut⸗ 
ſchen Vaterlandes nur gerettet werden können, 
wenn zuvor das perfaſſungsmäßige Recht in Preu⸗ 
ßen wiederhergeſtellt ift. 

In wenigen Wochen wird das preußiſche Volk an 
den Wahltiſch treten, und fo Gelegenheit haben, fein 
Urtheil über die jetzt von der Regierung befolgte Politik 
auszuſprechen. Wir haben keine andere Aufgabe, als es 


zu mahnen, dabei der beſchworenen Verfaſſung und der 
durch diefelbe dem Volke gewährleiſteten Rechte einge⸗ 
denk zu ſein, und wir werden uns dieſer Aufgabe nicht 


entziehen. 


Deutſchland und der Kongreß. 

Demmichſt ſoll in Paris eine Verſammlung von 
Geſandten: oder Miniſtern der fünf Großmächte, Italiens 
und einem Bevollmächtigten des deutſchen Bundes 
uſammentreten. England, Frankreich und Rußland 
haben als Berathungsgegenſtände vorgeſchlagen: 1) die 
venetianiſche Frage, 2) die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage, 
3) die Reform des deutſchen Bunde. Wie es heißt, 
ſind Italien, Oeſterreich und Preußen darauf eingegan⸗ 
gen, ſich an der Zuſammenkunft jr betheiligen und der 
eutſche Bundestag ſcheint nicht abgeneigt, einen Bevoll⸗ 
mächtigten nach Paris zu ſchicken. 

Von der italieniſchen Regierung finden wir es ſehr 
erklärlich, daß ſie ſich auf die Konferenz einläßt. Sie 
will Venedig haben, und das Bewußlſein, in dieſem 
Streben von der Bevölkerung ganz Italiens geftügt zu 
ſein, Frankreich und England auf ihrer Seite, Rußland 
und Preußen nicht gegen ſich zu haben, macht ſie ſtark 
und läßt in ihr nicht die Befürchtung aufkommen, daß 
der Kongreß gegen ſie entſcheiden werde. — Oeſterreich 
konnte die Beſchickung nicht verweigern, da es ſonſt vor 
End Europa als der Friedensbrecher erſchienen wäre. — 

nngland und Rußland wollen einen Krieg vermeiden, 
in welchen ſie ſich nicht einmiſchen können, der für ſie 
alſo nur Verkehrsſtockungen, aber keinen Vortheil mit 
ſich bringen würde, und Frankreich wünſcht einmal ſeine 
Rolle als Schiedsrichter Europas zu behaupten. Außer⸗ 
dem hofft es entweder bei De Gelegenheit die ihm fo 
fäftigen Verträge von 1815 endlich auch formell zu 
beſeitigen, welche Napoleon III., wie er kürzlich in 
Auxerre ſagte, verabſcheut. Für den allerdings wahr⸗ 
ſcheinlichen Fall, daß es dem Kongreß nicht gelingt, den 
Frieden zu erhalten, dürften ſeine Verhandlungen wohl 
die Grundlage bieten, auf der ſpäter eine Einmiſchung 
Frankreichs in die Verhältniſſe anderer Länder, und 
beſonders Deutſchlands möglich werden könnte. 

Auch von Preußen wollen wir zugeſtehen, daß es in 
Folge ſeiner Politik in der holſteiniſchen Frage ſich nicht 
wohl weigern konnte, an dem Kongreß Theil zu 
nehmen, weil es ſonſt ebenſo wie Oeſterreich im 
Weigerungsfalle als Unruheſtifter vor Europa dageſtan⸗ 
den hätte; aber niemals darf es den dritten 
Punkt der Verhandlung zugeſtehen. Die 
Reform des deutſchen Bundes iſt eine rein deutſche 
Angelegenheit, in welcher fremde Völker nichts mit⸗ 
zureden haben. . , 

Frankreich und England find die geſchworenen Feinde 
der deutſchen Einheit. Sie haben ihr ja ſtets ein 
Hinderniß in den Weg geſtellt, und darin werden ſie 
fortfahren. Glaubt Graf Bismarck wirklich in Paris 
Unkerſtützung für feinen Antrag auf die Zuſammenbe⸗ 
rufung eines deutſchen Parlamentes zu finden? Wir 
denken die unverſchämte Rede von Thiers, welche von 


ganz Frankreich wie eine Heldenthat bejubelt wurde, in 
der die Furcht vor der Einigung Deutſchlands und zu⸗ 
leich die übermüthige Erklärung, daß Frankreich die⸗ 
fee nicht dulden werde, klar ausgeſprochen war, ſollte 
noch in Aller Gedächtniß ſein. 

Wir können daher nicht anders, als es offen aus⸗ 
ſprechen. Es würde für Preußen eine Demüthigung 
fein, wenn es nach Paris ginge, um dort die Erlaub⸗ 
niß a Bundesreform einzuholen. 

ollen wir noch etwas über den Bundestag hinzu: 
fügen? Kann wohl Jemand den Glauben 
hegen, daß die verſammelte Vertretung des 
deutſchen Volkes ſich bereit finden laſſen wür de, 
einen Abgefandten nach Paris zu ſchicken, um 
dort mit den Geſandten fremder Mächte da⸗ 
rüber zu berathen, in wie weit das deutſche 
Volk berechtigt ſein ſoll, ſich ſelbſt eine neue 
Verfaſſung zu geben? 

Warum wollen alſo die deutſchen Fürſten das 
thun, wozu ſich die Vertreter der von ihnen regierten 
Völker niemals entſchließen würden? 

Wir haben vorſtehenden Artikel eines unferer Mitarbeiter 
gern aufgenommen, da wir mit demfelben in allen Punkten 
gleicher Anſicht find, aber wir halten es für geboten, die Be- 
merkung daran zu knüpfen, daß ſeit einigen Tagen mit Be ⸗ 
ſtimmtheit behauptet wird, auf der bevorſtehenden Konferenz, reſp. 
dem Kongreß, folle nicht die deutſche Frage zur Verhandlung 
kommen, und es ſei ein Geſandter des deutſchen Bundes nur 
deßhalb zu den Konferenzen eingeladen worden, weil es ſich 
bei den Berathungen um Gebietsveränderungen handeln werde, 
zu denen die Einwilligung des deutſchen Bundes nothwendi 
ſei. Wir machen auch gleichzeitig darauf aufmerkſam, daß 
Holland bei dem Bundestag den Antrag geſtellt hat, Limburg 
möge aus dem Verbande des deutſchen Bundes entlaſſen 
werden. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Die Rüſtungen gewinnen fortwährend eine 
größere Ausdehnung. Aus allen Theilen des Landes hört 
man, daß die Landwehrmänner erften und zweiten Aufgebotes 
eingezogen ſind, ſo daß vorausſichtlich ſehr bald gegen 700,000 
Maun im Felde ſtehen werden. Daß jetzt ſchon, ehe noch 
der Krieg wirklich ausgebrochen iſt, zu der Einziehung der 
Landwehr erſten und zweiten Aufgebotes gegriffen werden 
muß, kann gewiß nicht als eine Empfehlung der Reorgani⸗ 
ſation angeſehen werden. Inzwiſchen mehren ſich dieſen 
Rüſtungen gegenüber auch die Kundgebungen aus den ver⸗ 
ſchiedenen großen und kleinen Städten des Landes, welche 
11 Wunſche nach Erhaltung des Friedens Ausdruck ver⸗ 
eihen. . 

Das Bündniß zwiſchen Italien und Preußen ſoll 
am 19. d. M. endlich vom Könige unterzeichnet worden ſein. 
Wie man ſagt, wird in demſelben die Abtretung Venedigs 
an Italien und eines entſprechenden öſterreichiſchen Länder⸗ 
gebietes an Preußen als Ziel und Zweck des Bündniſſes hin⸗ 
geſtellt, und verpflichten ſich beide Staaten gegenſeitig ſowohl 
im Fail, daß ſie ſelbſt angreifen als auch daß ſie von Oeſter⸗ 
reich angegriffen werden, zur Unterſtützung durch einen An⸗ 
griff auf Oeſterreich. Ob ein Vertrag zwiſchen Preußen 
und Frankreich gleichfalls zur Unterzeichnung fertig ver⸗ 
liegt, laſſen wir dahin geſtellt; eine Notiz des offgielen fran 


zöſiſchen Blattes ſtellt einen Vertrag zwiſchen Preußen, 
Italien und Frankreich in Abrede. Die in letzter Zeit 
wieder vielfach verbreiteten Gerüchte von einem Verkauf der 
Saarkohlengruben oder einer Abtretung dieſes Gebietes 
an Frankreich werden offiziös mit der größten Beſtimmtheit 
als unrichtig bezeichnet. 

Den Bemühungen Frankreichs, Englands und Rußlands 
iſt es gelungen, die Einwilligung der drei in Waffen ſtehen⸗ 
den Mächte zur Abhaltung von Friedens konferenzen 
in Paris zu erhalten, welche wahrſcheinlich in der zweiten 
Woche des Juni dort zufammentreten werden. In Preußen 
ſollen in Folge deſſen ſchon die ferneren Truppenbewegungen 
für vierzehn Tage eingeſtellt worden fein. a 

Die a hat neun Tage nach der Auflöſung der Kam⸗ 
mern eine neue Oktroyirung auf Grund des Artikels 63 der Ver⸗ 
faffung vorgenommen. Sie hat nämlich eine Verordnung 
über die Gründung öffentlicher Darlehnskaſſen und 
die Aus gabe von Haklehnskaſſenſcheinen, datirt vom 
18. Mai 1866, erlaſſen. Die Darlehnskaſſen ſollen in Ber⸗ 
lin und in den Orten, wo Filial⸗Anſtalten der preußiſchen 
Bank beſtehen, wenn es erforderlich iſt, errichtet werden. 
Wo ſolche Filial⸗Anſtalten nicht beſtehen, werden zur Ver⸗ 
mittlung der Darlehnsgeſchäfte Agenturen gegründet. Als 
Darlehne werden een ausgegeben, welche alle 
öffentlichen Kaſſen zu ihrem vollen Nennwerthe acceptiren. 
Im Privatverkehr tritt ein Zwang zu deren An⸗ 
nahme nicht ein; der Geſammtbetrag ſoll 25 Millionen 
nicht überſchreiten. Die Darlehne, welche gegen Pfand von 
Waaren oder Werthpapieren inländiſcher Korporationen aus⸗ 
egeben werden, können nur im Betrage von mindeſtens 50 
Thalern und zwar auf drei oder ausnahmsweiſe auch mehr, 
höchſtens jedoch ſechs Monate, ertheilt werden. Wird nach der 
Verfallzeit nicht Zahlung geleiſtet, ſo kann die Kaſſe das 
Abe verkaufen laſſen. An der Verwaltung der Dar- 
lehnskaſſenſcheine betheiligt ſich ein Regierungs beamter, 
welcher bei allen Anträgen wegen Darlehnen das Ver ſa⸗ 

ungsrecht 0 Eine beſtimmte Vorſchrift, unter welchen 
edingungen Darlehne gegeben werden müſſen, enthält die 
Verordnug nicht. \ 

Wir halten es für unſere Pflicht gegen unſere Leſer, 
hier das Verhältniß der Verordnung zu der Verfaſſung 
ſelbſt etwas näher zu beleuchten. Der Artikel 63 der 
Verfaſſung giebt der Regierung das Recht, im Nothſtand 
Verordnungen zu erlaſſen mit Geſetzeskraft, die dann dem 
Landtage zur Genehmigung vorgelegt werden müſſen. Alle 
Steuer ⸗Anlehen⸗ und Finanz ⸗Geſetze follen aber wirkliche 
Geſetze und nicht Verordnungen mit Geſetzeskraft 
fein. Von Uebernahme von Garantien, die den Staat 
belaften, iſt aber in dem Artikel 63 unſerer Verfaſſung gar 
keine Rede. Bis jetzt haben wir auch noch keine Stimme 
gehört, die ſich dafür ausgeſprochen hätte, daß der Artikel 63 
der Verfaſſung der Regierung die Befugniß zum Erlaß 
folder Verordnungen, wie die über die Darlehnskaſſen er⸗ 
theilt hätte. Das Miniſterium ſelbſt hat auch gar keinen 
Verſuch zu einem ſolchen Nachweiſe gemacht, denn dieſe Ver⸗ 
ordnung iſt ohne den üblichen Bericht des Miniſteriums er⸗ 
ſchienen, in welchem Erlaß der Nachweis ſowohl der 
Berechtigung als der Dringlichkeit geführt zu werden 
pflegt. In der That würde auch jeder Verſuch, dieſen Noth⸗ 
ſtandsartikel auf Finanzgeſetze oder vielmehr auf „Finanz⸗ 
verordnungen“ anzuwenden, einfach das Gegentheil be⸗ 
wieſen haben. Das bloße Wort „Finanzverordnung“, „Steuer⸗ 
verordnung“ mit Geſetzeekraft widerſpricht dem Geiſte der 
Verfaſſung fo beſtimmt, daß auch die kühnſte Auslegung vor 
einem ſolchen Verſuch zurückſchrecken muß. Was ſollte auch 


bei einer ſolchen Finanzverordnung mit Geſetzeskraft die 
nachträgliche Genehmigung des Landtags bedeuten? Wenn 
das Geld ein Mal verwandt iſt, das durch eine ſolche Finanz⸗ 
verordnung flüſſig geworden iſt, was hilft dann noch die 
nachträgliche Genehmigung? Bis jetzt ift es auch noch Nie⸗ 
mand eingefallen, daß der Artikel 63 der Verfaſſung zum 
Erlaß von Finanzgeſetzen benutzt werden ſoll. Das Volk hat 
aber um ſo mehr Urſache, ſogleich bei dem erſten Verſuch 
dazu die Augen aufzumachen, als eben ſo gut, wie jetzt eine 
Verordnung mit Geſetzeskraft über Darlehnskaſſen erſchienen 
iſt, auch eine ſolche Über eine neue Steuer oder die Aus⸗ 
gabe von beliebigen Mengen Papiergeldes überlaſſen wer⸗ 
den könnte. 

Es liegt aber auf der Hand, daß eine ſolche Möglichkeit 
den Kredit des preußiſchen Papiergeldes ſehr erſchüttern würde, 
und es wird daher der Vortheil, welcher dem Handel und 
der Induſtrie aus dieſer Maßregel erwachſen ſoll, durch die 
Verkehrsſtörungen, welche eine Entwerthung des Papiergeldes 
mit ſich bringt, aufgewogen werden. 

Neben dieſer Verordnung über die Darlehnskaſſenſcheine 
beſchäftigt man ſich jetzt überall ſehr ſtark mit den Ausſchrei⸗ 
bungen der Landlieferungen für die Armee, welche auf 
Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1851 ausgeſchrieben 
worden. Dieſelben treffen den Landmann ſehr hart, und wie 
wenig man zur Erfüllung der aufgelegten Verpflichtung ge⸗ 
neigt iſt, zeigt z. B. der auf dem Kreistag zu Thorn am 
25. Mai eingereichte Proteſt von 14 Mitgliedern gegen 
jede Bewilligung von Steuern und Laſten, denen 
die Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes fehle, zumal weder 
in der Geſetzſammlung noch im Staatsanzeiger ein Befehl 
des Königs zur Mobilmachung veröffentlicht ſei. Die Be⸗ 
rathung dieſes Proteſtes wurde vom Landrath verweigert und 
beſchloſſen, die erforderlichen Leiſtungen des Kreiſes durch Na⸗ 
tural-Lieferung zu beſchaffen. — In Ragnit haben auf dem 
Kreistage die liberalen Mitglieder an der Wahl der Kommiſſion 
zur Untervertheilung der Lieferungen keinen Theil genommen. 

Die Urwahlen ſollen am 18. oder ſpäteſtens am 20. 
Juni ſtattfinden. 

Im ganzen Lande iſt man mit den Vorbereitungen zu 
den Wahlen beſchäftigt. Es zeigt ſich allenthalben die Stim⸗ 
mung derart, daß die Wiederwahl der Mitglieder der Mehr⸗ 
heit des Abgeordnetenhauſes, ſoweit dieſe ſich bereit erklären, 
wieder ein Mandat anzunehmen, geſichert iſt. Wir machen 
unſere Leſer auf die im Inſeratentheil unſeres Blattes ange⸗ 
zeigte Broſchüre aufmerkſam, welche als ganz beſonders ge⸗ 
Han zur Verbreitung in den Wahlkreiſen empfohlen werden 
ann. 

Der greife Friedrich Harkort veröffentlicht eine Reihe 
1 Zeitbetrachtungen, aus denen wir hier einige folgen 
aſſen: 

„Jeglichem Ding kommt ſein Tag“, ſagt ein altes Wort; 
auch das Miniſterium Bismarck ſcheint ſeinen Höhepunkt er- 
reicht zu haben. Die Kammern find aufgelöft, keine Volks⸗ 
vertretung iſt in ſchwerer Zeit vorhanden. „Der uneinnehm⸗ 
bare Wall der Volksüberzeugung“ umgiebt das Recht nicht 
mehr! Der A iſt ohne Budget, und das „hei- 
denmäßig viele Geld“ hat die reißendſte Verwendung gefun- 
den, um faſt eine halbe Million der Arbeitsfähigſten von 
ihrem Gewerbe unter Gewehr zu bringen. h 

Handel und Induſtrie find erlahmt; das Verlrauen in 
alle Papiere iſt in erſchreckender Weiſe geſunken; die Cours⸗ 
zettel weiſen bereits den Verluſt von Millionen nach. 

Der Segen der Armee-Reorganifation, welcher bei Düp- 
pel noch zweifelhaft war, ift durch die jetzige Mobilmachung 
handgreiflich illuſtrirt worden — die Nation bedarf keiner 


weiteren Belehrung über biefen Punkt: die Stimmung iſt 
leicht auf den Bahnhöfen und Appellplätzen zu erfahren. 

Man vergißt bei dieſer koſtbaren Demonſtration, den 
unabweisbaren Forderungen des bürgerlichen Lebens Rechnung 
zu tragen und die Frage, ob Kabinetskrieg oder Volkskrieg, 
zu berückſichtigen. 

Treffend urtheilte Napoleon III.: „Das prußiſche Heer 
iſt beſtimmt, das Vaterland zu vertheidigen und nicht die 
Völker zu EN Für den Geift von 1813 — 15 fehlt 

errn v. Bismarck die Beihwörungsformel. Heut zu Tage 
darf der Politiker nicht mehr allein nach Quadratmeilen, 
Thalern und Köpfen rechnen, ſondern er muß auch die 
rieſenhafte Kraft der öffentlichen Meinung, die in den Köpfen 
ſteckt, für ſeine Pläne gewinnen. Die Macht eines Staats 
beruht nicht allein auf dem Maß ſeiner materiellen Kräfte, 
ſondern auf dem beſeelenden Geiſte — das un die 
Niederlande vor 300 Jahren jenem Könige gegenüber, in 
deſſen Reiche die Sonne nicht unterging. 

Der Premier ſucht, nach eigenem Geſtändniß, ſeine Haupt⸗ 
leiſtungen nicht in der inneren Verwaltung, ſondern in der 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten. Hier muß zuge 
eben werden, daß die Politik der freien Hand die höͤchſte 

usbildung erlangt hat. Faſt dürfen wir, 1 in Be⸗ 
zug auf Deutſchland, mit dem Araber der MWüfte fagen: 
„Meine Hand gegen Jedermann und Jedermanns Hand ge 
gen mich.“ Was die 105 8 anbelangt, ſo wurde uns 
geboten, was Recht und Billigkeit fordern durften; will 
man mehr durch die Waffen erſtreiten, ſo überwiegen Gefahr 
und Opfer weit den zu hoffenden Vortheil. Schon Heſiod 
bemerkte: „Die Hälfte iſt oft vortheilhafter wie das Ganze.“ 
Die Nation will einen Sin nicht, welcher Freund und 
Feind unter dem Hohnlachen der Fremden in den Abgrund 
ſtürzen würde.“ : 

Es find jetzt die Vorſchläge bekannt geworden, welche der 
preußiſche Bundesgeſandte dem zur Berathung des preußiſchen 

Reform -⸗Antrages niedergeſetzten Neuner⸗Ausſchuß der 
Wundesverſammlung ſchriftich übergeben hat. Nach dieſen 
Vorſchlägen ſoll eine Nationalpertretung periodiſch 
zuſaimmenberufen werden und die bisherige Stimmen ⸗Ein⸗ 
heit unter den Bundesgliedern bei der Beſchlußfaſſung 
über ſpeziell bezeichnete Gebiete der Bundesgeſetzgebung er⸗ 
ſetzen. Die Reformvorſchläge verlangen außerdem Organi⸗ 
ſation eines gemeinſamen Schutzes des deutſchen Handels im 
Auslande, die Gründung einer deutſchen Kriegsmarine und 
Reviſion der Bundeskriegs ⸗Verfaſſung. Das ſpeziell zum 
Zweck der Vereinbarung dieſer Vorſchläge zu bernfende Par⸗ 
lament ſoll auf Grund der direkten Wahlen und des allge⸗ 
meinen Stimmrechts gewählt werden und zwar auf je 
80 — 100,000 Seelen ein Deputirter kommen. Bezüglich 
des paſſiven Wahlrechts erwartet Preußen Kor 
ſchläge, erklärte aber eventuell ſchon jetzt, die 
bezüglichen Beſtimmungen des Reichswahlgeſetzes 
von 1849 für annehmbar. 

In Frankfurt a. M. hat am 20. d. M. der deutſche 
Abzeordnetentag getagt. Die Verſammlung war, wie 
die „Lib. Korreſp.“ darüber bemerkt, vorzugsweise eine Ver⸗ 
ſammlung von Abgeordneten der Mittel⸗ und Kleinſtaaten, 
beſonders aber des ſüdweſtlichen Deutſchlands. Wenn man 
die beliebte Mainlinie als Grenze nimmt, ſo kann man 
agen, daß 7s aller Anweſenden den Staaten ſüdlich von der 

ainlinie angehörten und, da kein einziger Oeſterreicher da 
war, in der That der ſüdweſtlichen Staatengruppe. Dieſe 
Zuſammenſetzung iſt um ſo wichtiger, als ſie der Haltung 
der Verſammlung ein beſonderes Gewicht verleiht. Die 
Anhänger Oeſterreichs ſind durch den Verlauf der Ver⸗ 


ſammlung gerade bei dieſer Zuſammenſetzung in ihren 
Hoffnungen ſehr getäuſcht. Sie hatten darauf gerechnet, 
daß der Widerwille gegen das Miniſterium Bismarck in 
Preußen und gegen die augenblickliche preußiſche Politik die 
Verſammlung nicht allein zu antipreußiſchen Erklärungen, 
ſondern ſogar zum beſtimmten Anſchluß an Oeſterreich führen 
würde. Als ſie ſich ſchon durch die Vorverhandlungen des 
Ausſchuſſes in dieſer Hoffnung getäuſcht ſahen, in der unter 
Anderen auch die bairiſchen Abgeordneten ſich ſehr beſtimmt 
gegen Oeſterreich erklärten, richteten ſich ihre Agitationen 
ſogleich gegen den Abgeordnetentag ſelbſt. Sie ſuchten die 
Verſammlung ſelbſt dadurch zu ſtören, daß ſie bei 
Aeußerungen gegen Oeſterreich Kanonenſchläge auf den 
Gallerien explodiren ließen. Auch die ſogenannte Volkspartei 
des ſüdweſtlichen Deutſchlands, welche die Triasidee vertritt, 
war mit dem Abgeordnetentag nicht zufrieden. Sie berief 
deßhalb auf den Nachmittag deſſelben Tages und am Abend 
deſſelben Tages eine Volksverſammlung, in welcher Beſchlüſſe 
ganz im Sinne jener partikulariſtiſchen Partei gefaßt wur⸗ 
den. Preußiſche Abgeordnete waren nur wenige da, ohne 
Zweifel durch die große Entfernung und durch die vielfachen 
geſchäftlichen Störungen, welche die Mobilmachung in allen 
Kreiſen herbeigeführt hat, abgehalten. — Die Reſolution, 
welche der Abgeordnetentag auf den Vorſchlag des Ausſchuſſes 
mit ſehr großer Majorität annahm, verdammt den drohenden 
Krieg auf das allerſchiedenſte. Sollte eine Verhinderung des 
Krieges in der letzten Stunde mißlingen, ſo ſei danach zu 
trachten, daß derſelbe auf den engſten Raum beſchränkt 
werde. Es ſeien alſo die nicht betheiligten Staaten, beſonders 
Südweſt⸗Deutſchlands, verpflichtet, ſich nicht ohne Noth in 
den Krieg zu 1 Die Landesvertretungen derſelben 
hätten, wenn ſie über Kreditforderungen zu militäriſchen 
Zwecken entſcheiden müßten, in der genannten Richtung 
Garantien zu verlangen. Die Reſolution ſchließt: Die 
Erledigung der deutſchen Verfaſſungsfrage ſei allein im 
Stande, der Wiederkehr ſolcher unheilvollen Zuſtände wirk⸗ 
ſam zu begegnen. Es müſſe daher die ſchleunige Berufung 
eines Parlaments nach dem Reichswahlgeſetze vom Jahre 
1849 von den Landes vertretungen und der Nation gefordert 
werden. Man müſſe ſeine Kraft ungeſchwächt erhalten, um 
eventuell für die Integrität der deutſchen Gebiete einzustehen. 

Oeſterreich. In Erwartung des baldigen Verluſtes des 
Königreichs Venetien hat das wiener Kabinet dort noch ſchnell 
eine Zwangs- Anleihe ausgeſchrieben. 

Rumänien. Prinz Karl von Hohenzollern hat die ihm 
angebotene Krone angenommen. Einige Mächte haben zwar 
dagegen proteſtirt, aber an eine Behinderung der Thron⸗ 
beſteigung denken ſie nicht. 

Die neuen Darlehnskaſſen. 

Schon in der vorigen Nummer hatten wir über die 
neuen Darlehnskaſſen einen Artikel geſchrieben, dieſelbe wurde 
aber von der Polizei mit Beſchlag belegt. Die neuliche 
Aeußerung der Provinzial⸗Korreſpondenz, daß man fortan 
der Preſſe mehr Luft laſſen werde, ſcheint ſich alſo nicht be⸗ 
wahrheiten zu wollen. Auch viele andere Blätter haben in 
den letzten Tagen mit uns das Schickſal getheilt, mit Be⸗ 
ſchlag belegt zu werden. 5 

Im Jahre 1848 wurden durch ein vom vereinigten 
Landtage genehmigtes Geſetz Darlehnskaſſen gegründet, die 
berechtigt waren, 10 Millionen Papiergeld auszugeben. 
Am 18. Mai dieſes Jahres ſind durch tönigliche Verordnung 
unter Berufung auf Artikel 63 der Verfaſſung Darlehns⸗ 
ae in das Leben gerufen worden, welche das Recht haben 
ſollen, 25 Millionen Papiergeld auszugeben. 

Die Verordnung von dieſem Jahre gleicht, ſogar dem 

Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. 22 der „Verfaſſung“ am 2. Juni 1866. 


Wortlaute nach, faſt ganz dem Geſetz von 1848. Bei demſelben 
fehlt eine e über die Einlöſung des neuen Papier- 
geldes und führte auch deshalb 1848 die neue Einrichtung 
zu einer Vermehrung des Staatspapiergeldes im Betrage 
von 10 Millionen. Geändert iſt folgendes Wichtige. Im 
Geſetz von 1848 war eine ausdrückliche Gewährleiſſung des 
Staates für die Darlehnskaſſen ausgeſprochen. Dieſe fehlt 
in der Verordnung vom 18 Mai. . Außerdem hatten im 
Geſetz von 1848 die Beiſitzer der Direktion aus dem Kauf 
mannsſtande das Recht, jedes Darlehnsgeſuch unbedingt ab⸗ 
ulehnen, während in der e vom 18 Mai dieſes 
Recht allein dem Regierungskommiſſar zuſteht. 
Hieraus haben manche die Abſicht vie wollen, die in der 
Staatskaſſe befindlichen Papiere bei den Darlehnskaſſen zu 
beleihen. 


Die Gewähr des Staates mag wohl deshalb nicht in der 
Verordnung aufgenommen, worden ſein, weil es im Artikel 
63 der 968 heißt: daß der König im Fall von Noth⸗ 
ſtänden das Recht haben ſoll, wenn die Kammern nicht ver⸗ 
ſammelt ſind, Verordnungen, die der Verfaſſung nicht 
zuwider laufen, mit Geſetzeskraft zu erlaſſen. Eine Ge⸗ 
währ oder Garantie des Staats. ohne Genehmigung der 
Kammern, würde aber der Verfaſſung ſchnurſtracks zuwider⸗ 
laufen, denn der Artikel 103 der Verfaſſung ſetzt ausdrück⸗ 
lich feſt: „Uebernahme von Garantien zu Laften des Staats 
finden nur auf Grund eines Geſetzes“ (d. h. mit Genehmi- 
gung des Landtages) „ſtatt.“ 


Man hat alſo in der Verordnung vom 18. Mai das 
Wort Gewährleiſtung oder Garantie des Staates ſorglich ver⸗ 
mieden. Nichts 1 enthält dieſelbe doch die aller 
ſtärkſte und für den Staat läſtigſte Gewähr für die neuen 
Scheine, indem alle öffentlichen Kaſſen verpflichtet ſind, das 
neue Papiergeld ftatt baaren Geldes in Zahlung anzunehmen. 
Der Staat iſt daher im eigentlichſten Sinne des Worts als 
Bürge für dieſelben aufgetreten. 


Schon der erſte vereinigte Landtag vergl. deſſen Ver⸗ 
handlungen Bd. III. S. 563 ff.) erblickte in der Bank. 
ordnung von 1846, welche für die Noten der preußiſchen 
Bank den Staatskaſſen die Verpflichtung auferlegte, dieſelben 
ſtatt baaren Geldes in Zahlung zu nehmen, eine Garantie 
d. h. Gewährleiſtung zu Laſten des Staats. Von Rönne 
ſagt in ſeinem preußiſchen Staatsrecht (Bd. I. S. 258) ganz 
richtig: „Nach Art. 103 der Verfaſſung kann fein Zweifel 
beſtehen, daß es zur Aufnahme von Staatsanleihen oder zur 
Uebernahme von Staatsgarantien allemal und ohne 
Unterſchied eines Geſetzes im eigentlichen Sinne 
(Art. 62 d. Verf.⸗Urkunde) bedarf, und daß hierbei 
eine Oktroyirung im Wege Königlicher Verord- 
nung (Art. 63) völlig unftatthaft fein würde. Daß 
übrigens die Schaffung neuen Papiergeldes 
e unter Art. 103 der Verf.⸗Urk. fällt, 
ann nicht in Zweifel gezogen werden, weshalb es 
auch dazu ſtets eines eigentlichen Geſetzes bedarf,“ 

Wir haben dieſe Worte nur deshalb angeführt, weil in 
denſelben die an ſich ganz klaren Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung eben fo klar erläutert werden. Aber die Verordnung 
ſelbſt enthält für die neu errichteten Darlehnskaſſen noch 
eine weitere Klippe, an welcher dieſelben völlig ſcheitern 
könnten. Wie es nicht anders fein konnte, iſt in der Ver⸗ 
ordnung hervorgehoben, daß dieſelbe dem demnächſt zuſam⸗ 
mentretenden Landtage zur Genehmigung vorgelegt werden 


ſoll. Wird der Landtag dieſe Genehmigung ausſprechen und 
welche Folgen wird es haben, wenn er dies nicht thut? 

Da wir uns für keine Propheten ausgeben wollen, ſo 
können wir auch nicht vorherſagen, was der Landtag thun 
wird. Wir ſind aber im Stande, einige Bedenken wider die 
Genehmigung hervorzuheben, welche dem Landtag auch nicht 
entgehen werden. f 

Die Verordnung iſt, wie ſie ſelbſt angiebt, erlaſſen wor⸗ 
den, um dem Handels⸗ und Gewerbeſtand aus den Verlegen. 
heiten zu helfen, in die er durch die Kriegsrüſtungen und 
die daran geknüpfte Verkehrsſtockung gerathen iſt. Uns will 
nun bedünken, daß der Handels. und Gewerbeſtand gar nicht 
der von den Kriegevorbereitungen ſchlimmſtbetroffene Theil 
unſerer erwerbenden Bevölkerung iſt. Da iſt der Landmann 
in viel üblerer Lage. Er iſt nicht im Stande ſeine Haupt⸗ 
produkte, wenn auch zu niedrigeren Preiſen zu verkaufen oder 
zu verpfänden, wie der Gewerbtreibende und der Kaufmann 
feine Waare. Dieſelben reifen erſt auf den Feldern, und 
ſeine wenigen Vorräthe an Viehfutter und Lebensmitteln für 
ich und feine Leute muß er zu den Landlieferungen an die 

lrmee hergeben, gegen Schuldſcheine des Staates, die mit 

vier Prozent verzinſt werden, während er ſich, es koſte was 
es wolle, dieſelben für baares Geld wiederkaufen muß, das 
ihm um ſo theurer wird, weil für alle Geldgeſchäfte, nur 
nicht für den Hypothekenverkehr, die Zinsbeſchränkungen auf- 
gehoben find. Ihm find die zur Wirthſchaft nothwendigen 
Pferde fortgenommen und nach der Taxe bezahlt worden; will 
er die Wirihſchaft nicht ſtill ſtehen laſſen, muß er neue fau- 
fen und die durch die Fortnahme fo vieler tauſend Pferde 
weit über die Taxe hinaus geſteigerten Preiſe bezahlen. Der 
Landmann kann auch nicht wie der Fabrikant ſeine Fabrik 
ſchließen und die darin beſchäftigten Arbeiter nach vierzehn⸗ 
tägiger oder noch kürzerer Kündigung auf die Straße ſetzen, 
er muß ſie behalten und erhalten, denn ohne ſie kann er ſeine 
Ernte nicht einbringen. 

Aber auch abgeſehen davon, daß die Fabrikanten und 
Kaufleute, wenn ſie anders überhaupt ordentliche Geſchäfts⸗ 
leute ſind, verhältnißmäßig am leichteſten im Stande wären, 
aus eigener Kraft ſich zu helfen, ſo muß hervorgehoben wer⸗ 
den, wie die neuen Darlehnskaſſen nur einem ſehr kleinen 
Theile derſelben Unterſtützung zu bringen vermögen. Nicht 
alle oder richtiger nur ſehr wenige Waaren können von den 
Darlehnskaſſen beliehen werden, indem natürlich alle dem 
Verderben und der Mode unterworfenen Artikel davon aus⸗ 
geſchloſſen find. Tuche z. B. können nicht beliehen werden, 
weil die Motten hineinkommen können und Modeartikel deß⸗ 
halb nicht, weil ſie nach drei Monaten vielleicht nur noch 
den vierten Theil ihres heutigen Werthes darſtellen. Was 
wird alſo hauptſächlich bei den Darlehnskaſſen beliehen wer⸗ 
den? Rohmaterialien, Staats- und Kreditpapiere. Es wird 
alſo den Spekulanten durch Hülfe des Staates erleichtert, in 
dieſen Dingen ihre Spekulationen über ihre eigenen Kräfte 
hinaus auszudehnen. Die Großhändler in Wolle, Oel, 
Eiſen, Blei, Zink, Leder u. ſ. w. werden in den Stand 
geſetzt, ihre Vorräthe zu halten und neue dazu zu kaufen, 
wodurch 2 8 Gewerbtreibenden, welche ſich mit der 
Verarbeitung dieſer Waaren beſchäftigen, durch die Hülfe des 
Staates dieſelben über den marktgängigen Preis hinaus ver⸗ 
theuert werden und ſie daher in manchen Fällen gezwungen ſein 
können, ihre Werkſtätten zu ſchließen. Anſtatt ale, wie viele 
glauben, durch die Darlehnskaſſen neue Arbeitsquellen zu 
eröffnen, werden alte verſtopft. Ob es aber wünſchenswerth 


ift, die nach der Meinung Vieler ſchon gegenwärtig einen zu 
großen Raum in der Geſchäftswelt einnehmende Spekulation 
in Staats- und Kreditpapieren noch durch Schöpfung eines 
neuen Papiergeldes zu einer weiteren Ausdehnung zu ermun⸗ 
tern, das wollen wir nicht weiter beleuchten, ſondern lediglich 
der Beurtheilung unferer Leſer überlaſſen. 

Zu dieſen wirthſchaftlichen Gründen wider die Geneh⸗ 
migung der Darlehnskaſſen dürften noch die ſchwer wiegen- 
den Verfaſſungsbedenken hinzukommen, welche wir bereits 
ausgeführt haben. Das Schickſal der neuen Einrichtung 
kann daher mit Fug und Recht als ein ungewiſſes von uns 
bezeichnet werden. 


Die Folgen der ſeitherigen Negierungs⸗ 
grundſätze. 

„Wir ſind nicht gewohnt, in jeder trüben Wolke ſchon 
eine Gefahr zu ſehen. Auch ſind wir nicht die Leute, die 
vor jeder wirklichen Gefahr ängſtlich zurückſchrecken. Wenn 
daher der König ſelbſt am 19. Mai an die Breslauer 
ſchrieb, daß unſer Land ſich gegenwärtig in einer ſehr bedroh⸗ 
ten Lage befindet, und daß es ſich darum handle, Preußen 
und ſeine heiligſten Güter gegen unſere Feinde zu ver⸗ 
theidigen, ſo kann er ſicher darauf rechnen, daß wir für die 
Abwehr fremder Angriffe und fremden Unrechtes ihm mit 
freudigem Muthe zur Seite ſtehen werden, denn es iſt ja 
unſer Land, es iſt unſer Heer, es ſind unſere Frauen 
und Kinder, die wir zu verheidigen haben. Aber um ohne 
Bedenken der Gefahr den müſſen wir Führer 
haben, denen wir in jeder Beziehung vertrauen. 

Jetzt in dieſer bedrohten Lage des Landes hat auch der 
Graf Bismarck ſammt ſeinen Kollegen anerkannt, daß eine 
Regierung ohne das Vertrauen und die Zuſtimmung des 
Volkes nichts ausrichten kann. Sie ſelbſt haben, gleichfalls 
am 19. Mai, in der deutſchen Bundesverſammlung erklärt, 
daß der Friede in Deutſchland nur erhalten und geſichert 
werden kann, wenn die Regierungen mit dem Volke 
zuſammenwirken, um die gerechten Forderungen 
der Nation zu befriedigen. Sie hatten durch eines 
ihrer Organe nur einige Tage vorher uns ſagen laſſen, daß 
Preußen feine Aufgabe nur löſen, ſeine Pflicht und Schuldig 
keit nur thun kann, wenn in der Gefahr des gegen- 
wärtigen Augenblickes die Regierung und die 
Vertretung des preußiſchen Volkes in inniger 
Gemeinſchaft miteinander für das Wohl des Vater ⸗ 
landes in die Schranken treten. 

Das ſind ſchöne und wahre Worte, die die Miniſter zu 
uns ſprechen. Aber in demſelben Blatte, in welchem ſie dieſe 
Gemeinſchaft fordern, bekommen wir deſſenungeachtet die 
Erklarung zu lefen, daß die Miniſter an 11 5 ſeit⸗ 
herigen Regierungsgrundſätzen unter 
Umſtänden feſthalten werden. 

Natürlich wäre es ein unverſtändiges und ungerechtes 
Verlangen, daß die Miniſter ihre Ueberzeugungen verleugnen 
und um der Noth der Zeiten willen ſich zu Grundſätzen be⸗ 
kennen ſollten, die nicht die ihrigen ſind. Deßhalb wünſchten 
wir, daß ſie ſolchen Männern ihren Platz einräumen, die die 
Ueberzeugungen und die Grundſätze des Volkes und ſeiner 
bisherigen und der neu zu wählenden Vertreter mit ganzem 
Herzen theilen. 

Wenn die jetzigen Miniſter das einfehen, jo werden fie 
auch wahrſcheinlich keinen Augenblick Anſtand nehmen, auf 
ihre Aemter ſofort zu verzichten. Sie haben ja ſelbſt ge- 
ſagt, daß das Land nur durch die Eintracht zwiſchen 


allen 


Volk und 90 h ichen gerettet werden kamn, und 


fie werden doch ſicherlich nicht behaupteit, daß an 
der e Landes weniger gelegen iſt, als 
daran, daß die perſönlichen Ueberzeugungen von 

bal Miniſtern die Herrſchaft über das Land be⸗ 
alten. 

Es ſoll ja doch keine einzelne kleine Partei im Lande ſo 
ſehr von ihrer Unfehlbarkeit überzeugt ſein, daß ſie die über⸗ 
einſtimmende Meinung unzählig vieler denkender Männer für eine 
geringere Autorität halten, als ihre eigenen aparten Gedanken. 

Oder iſt es etwa nicht wahr, daß faſt das geſammte 
preußiſche Volk glaubt, die bisher befolgte Politik habe die 
jetzigen Gefahren herbeigeführt? Die Miniſter ſelbſt können 
und werden keine andere Antwort geben als: Ja, es iſt 
wahr. Sie wiſſen, daß um ihrer Regierungsgrundſätze 
willen das geſammte deutſche Volk außerhalb Preußens alles 
Vertrauen zu der gegenwärtigen Regierung unſeres Landes 
und zum Theil ſogar, wenn auch mit Unrecht, zum preu 
Bilden Staate ſelbſt verloren hat. Sie wiſſen, daß 
die Deutſchen gerade in den feitherigen dle Freie rund 
ſätzen die größte Gefahr für das Recht, für die Freiheit und 
ſelbſt für die äußere Sicherheit des geſammten deutſchen 
Vaterlandes erblicken. Sie wiſſen, daß ſie das Vertrauen des 
deutſchen Volkes zu ihren Perſonen durch keine Erklärungen, 
keine Verſprechungen, keine Parlamentsberufuugen wiederge⸗ 
winnen können. Sie wiſſen auch, daß dieſesz Mißtrauen 
weſentlich Oeſterreich in feinem Auftreten ermuthigt hat. 

Das allein gerät ſchon, wenn wir felbft von den inneren 
Zerwürfniſſen abſehen, um zu erkennen, wie höchſt wünſchens⸗ 
werth es zur Beſeitigung der uns drohenden Gefahren iſt, 
daß in Preußen ein Regierungsſyſtem Platz greift, welches 
uns das Zutrauen des deutſchen Volkes wieder erwirbt. 
Dann wird Oeſterreich, dann wird das Ausland es nicht 


wagen, an Preußen Forderungen zu ſtellen, deren Erfüllung 
mit der Ehre Preußens unmöglich iſt, und dann werden fie 
ſich auch nicht weigern, die Forderungen zu erfüllen, welche 
Preußen in ſeinem Intereſſe und im Intereſſe des deutſchen 


* * 9 
Soeben iſt ausgegeben worden: N 


ie gewählte 


* 5 
preussische Volks 
in der Winterſeſſion 
i nebſt einem 
Rückblick auf die 3 ammttHätigkeit derſelben in der 
5 jetzt geſchloſſenen lee eriode. 
Bon Dr. Guſtav Lewinſtein. 
5 3 Bog. 8. Preis 4 Sgr. 5 
Bei den herannahenden Wahlen dürfte dieſe Broſchüre 
beſonders Denen zu empfehlen ſein, welche das Bedürfniß 
fühlen, ſich über die Thätigkeit des Abgeordnetenhauſes 
während der letzten Seſſionen und die darin erzielten 
Reſultate genau zu unterrichten. g 
Um den Wahl⸗Comité's und fonftigen Vereinen die 
Anſchaffung der Broſchüre zu erleichtern, liefert die 
Verlagsbuchhandlung 92845 Baareinſendung von 
1 Thlr. 12 Exemplare. 
ae „ 
5 „ 100 „ . 
Einzelne Exemplare werden gegen franko Einſendung 
von 5 Sgr. franko den Beſtellern zugeſandt. 
Die Verlagshandlung von Franz Duncker 
in Berlin. 
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